
Zuwanderung direkt 
in den Sozialstaat
SPÖ hat die Bildung islamischer Parallelgesellschaften im Sozialstaat ermöglicht

Budget 2018/19: Sparen 
und erste Entlastungen!
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PARLAMENT

Die von der SPÖ und der Lis-
te Pilz gedachte Abrechnung mit 
FPÖ-Innenminister Herbert Kickl 
geriet zum veritablen politischen 
Bauchfleck. Denn die ganze „Cau-
sa BVT“ wird von der dem Justiz-
minister unterstehenden Staatsan-
waltschaft untersucht.                 S. 6

Roter Bauchfleck
Europa ist offen für Massenzu-

wanderung, aber hat keine Ahnung 
wie damit umzugehen ist, kritisiert 
der renommierte Politologe Bas-
sam Tibi im NFZ-Interview. In ihrem 
Einsatz für Menschenrechte unter-
stützen die Europäer auch noch 
den Islamismus.                     S. 8/9

AUSSENPOLITIK

Einfältiges Europa
Die SPÖ Wien unterhält seit län-

gerem fragwürdige Geschäftsbe-
ziehungen zum „Heumarkt-Lu-
xusturm“-Entwickler und dessen 
Geschäftsfreunde. Sie sollen auch 
beim Kauf von 3.000 Sozialwoh-
nungen involviert sein. Und das 
nicht zum ersten Mal.               S. 11

WIEN

Fragwürdige Geschäfte
Keine Woche nach der Messer- 

attentatsserie zauberte SPÖ-Bür-
germeister Häupl seine Lieblings-
studie aus dem Hut: Wien ist die 
Welthauptstadt bei der Lebensqua-
lität. Und die Medien plärren das 
nach, obwohl nur Manager und Di-
plomaten befragt wurden.      S. 14

MEDIEN

„Mercer“ machts gut

S. 2/3

Koalition beginnt mit der Aufarbeitung der Schuldenerbschaft – S. 4/5
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„Schütz’ unser Lånd“:
FPÖ eröffnet Wahlkampf
Marlene Svazek und die Salzburger Freiheitlichen starteten jetzt 
mit Heimatverbundenheit in den Wahlkampf. Auf der ersten Pla-
katserie präsentieren sie ihre Themen Sicherheit, Arbeitsplät-
ze, soziale Gerechtigkeit und Umweltschutz mit den Titeln 
bekannter Salzburger Heimatlieder.                         S. 13Nr. 12 . Donnerstag, 22. März 2018
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In eine Wiener Wachstube oder 
in eine AMS-Außenstelle hat es 
die Herren von Mercer anschei-
nend nicht verschlagen. Denn die 
Polizisten und die AMS-Bediens-
teten versehen ihren Dienst auf 
der Schattenseite der Mercerschen 
„Wohlfühlhauptstadt Wien“.

Näher an der Lebensqualität 
der Wiener war wohl doch der un-
garische Kanzleramtsminister Ja-
nos Lazar, dessen ungeschminkte 
Worte die rote haute volée zum 
Aufheulen brachte. Häupl, Brau-
ner, Kern & Co waren ob der Kri-
tik derart derangiert, dass ihnen 
zu den Messerattacken wenige 
Tage später noch immer die Wor-
te fehlten.

Gott sei Dank hat jetzt die neue 
5-Sterne-Hotelnächtiger-Studie 
ihr Wolkenkuckucksheim wieder 
ins rechte Licht gerückt und die 
obskuren Analysen der OECD 
oder gar die vorurteilsbehafteten 
Aussagen von AMS-Mitarbeitern 
mit glasklaren Fakten widerlegt.

Von wegen islamische Parallel-
welten, migrantische Bildungs- 
katastrophe oder mindestsiche-
rungsbeziehende Integrationsver-
weigerer. Die Welt blickt doch nur 
mit Mercer-geschultem Auge auf 
die Wohlfühl-Oase zwischen Rat-
haus und Stephansdom!

Und wer das nicht wahrhaben 
will, der soll doch beim AMS ei-
nen Kurs über die „Interkulturelle 
Kompetenz arabischer Kulturen“ 
oder „Umgang mit Diversität und 
kultureller Vielfalt“ besuchen.

Dann versteht man vielleicht, 
weshalb junge Kompetenzler 
ohne Sprachkenntnisse, aber je-
der Menge Abneigung gegen 
Arbeit, ihre kulturelle Selbstver-
wirklichung zur Not mit einem 
Messer gegen die Österreicher 
verteidigen müssen.

Zwei schallende Ohrfeigen setz-
te es für die Integrationspolitik der 
SPÖ-geführten Regierungen der 
letzten Jahre. Laut OECD-Bericht 
meistert gerade einmal die Hälfte 
der Schüler mit Migrationshinter-
grund den PISA-Test. Die andere 
Hälfte droht zur Stammklientel des 
Arbeitsmarktservice zu werden, 
aus dem ein desillusionierender 
Bericht über das Desinteresse der 
Zuwanderer an Integration an die 
Öffentlichkeit gelangte.

Nachschub fürs Arbeitsamt
Während drei Viertel der öster-

reichischen Schüler in allen drei 
Disziplinen (Lesen, Mathematik 
und Naturwissenschaften) die Pi-
sa-Hürde schaffen, sind es bei je-
nen mit Migrationshintergrund 
nicht einmal die Hälfte (47 Pro-
zent). Damit liegt Österreich abge-
schlagen hinter dem OECD-Schnitt 
von 54 Prozent. EU-weit schaf-
fen 55 Prozent, in Deutschland 57 
Prozent und in Kanada sogar 82 
Prozent der Migranten das gefor-
derte Level im internationalen PI-
SA-Vergleichstest.

Das zeigt eine aktuelle Sonder-
auswertung, für die die OECD 
die jüngsten Pisa-Ergebnisse der 
Migranten aus dem Jahr 2015 extra 
verglichen hat. Und in diesem Ka-

tastrophenergebnis sind die Folgen 
der moslemischen Massenzuwan-
derung ab 2015 für das heimische 
Bildungssystem noch gar nicht in-
kludiert.

Einen Spitzenplatz belegt Ös-
terreich in dieser Vergleichsstu-
die allerdings: Beim Wohlfühlfak-
tor – kein Wunder bei dem für die 
Migranten in ihrer Heimat unbe-
kannten Füllhorn namens Sozial-
staat.

Das belegt auch eine ande-
re Studie, ein interner Revisions-
bericht des Arbeitsmarktservice, 
den „Die Presse“ am vergangenen 
Dienstag veröffentlichte. Als Fol-
ge der „Grenzöffnung für Fach-
kräfte“ sind österreichweit bereits 
42 Prozent aller Arbeitssuchenden 
Ausländer oder haben Migrati-
onshintergrund. In Wien liegt der 
Anteil bei 61 Prozent, in einigen 
AMS-Geschäftsstellen der Bun-
deshauptstadt bei 70 Prozent.

Trotz Schulungen zu „Gender und 
Diversity“, „Interkulturelle Kompe-
tenz arabischer Kulturen“, „Kul-
turelle Vielfalt im AMS – Chan-
ce und Herausforderung“ oder „In 
den Schuhen des Orients“, sind die 
AMS-Mitarbeiter mit den Wünchen 
der neuen Klientel überfordert.

Die von den Mitarbeitern an-
geführten Integrationshindernisse 

Islamische Parallelgesellschaft im Sozialstaat
Österreich hat laut OECD die leistungsschwächsten Schüler mit 

Migrationshintergrund. Ein interner Bericht des Arbeitsmarkt-
services (AMS) offenbart nicht weniger Schockierendes: Absolutes 
Desinteresse der Zuwanderer an Integration und Arbeitssuche – da-
für umso unverschämteres Interesse an staatlichen Sozialleistungen.

Arbeitsmarktservice und OECD bestätigen der SPÖ ihr katastrophales Versagen bei Zuwanderung und Integration

Durch die unkontrollierte Zuwanderung der letzten Jahre – auch über das Asylrecht – bildeten sich Parlallelge-
schaften, die mehr Interesse am Sozialstaat als an der Integration über Bildung und Arbeit haben.
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sind auch den Österreichern aus 
dem Alltag bekannt: mangelnde 
Deutschkenntnisse, sowie religiöse 
und kulturelle Gründe.

An Arbeit nicht interessiert
90 Prozent aller beim AMS ge-

meldeter Nichtösterreicher gehö-
ren der ersten Generation an, sind 
also im Ausland geboren. Die größ-
te Gruppe stellen dabei Türken. 
Laut dem Bericht beherrschten die 
meisten Menschen mit Migrati-
onshintergrund die deutsche Spra-
che nicht in einem Ausmaß, das für 
eine Vermittlung ausreichend sei.

AUS DER
REDAKTION
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„Kulturelle Vielfalt“

Andreas Ruttinger
andreas.ruttinger@fpoe.at
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Der Welser Magistratsdirektor Peter Franz-
mayr bekommt von der Republik Österreich 
317.368 Euro Entschädigung, weil ihm bei 
einer Postenbesetzung im Verkehrsministe-
rium durch die damalige SPÖ-Verkehrsmi-
nisterin Doris Bures (Bild) zu Unrecht eine 
Frau vorgezogen worden ist. Das entschied 
der Verwaltungsgerichtshof (VwGH) letzte 
Woche. Bures zeigte sich unbeeindruckt von 
dem Höchstgerichtsrteil: Die Entscheidung 
sei aufgrund der „massiv bestehenden Unter-
repräsentation von Frauen“ erfolgt.

„Pünktlich zur Salzburger Landtagswahl 
kriecht SPÖ-Generalsekretär Max Lercher 
mit seiner Gesinnungstruppe aus seinem 
Ecken hervor, um in übelster Polemik und 
Propaganda über freiheitliche Politiker her-
zuziehen“, kritisierte FPÖ-Generalsekretär 
Harald Vilimsky (Bild). Er riet Lercher, sei-
ne Aufmerksamkeit nach Wien zu richten, 
wo ein Skandal nach dem anderen aufplatze 
und das schwer verdiente Steuergeld in kaum 
vorstellbaren Millionenbeträgen von den 
Rathaus-Genossen versenkt werde.

Innenpolitik
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Der Frühling zeigt heuer der Erdwärmung 
die kalte Schulter, mit Schnee und Dauerfrost.  
BILD DER WOCHE

Vor der eigenen Tür kehren

KURZ UND BÜNDIG
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FPÖ-Klubobmann Walter Rosen-
kranz, der schon vor der Sondersit-
zung zur „Causa BVT“ die SPÖ auf 
die Gewaltenteilung in Österreich 
aufmerksam machte: Die Initiative 
zur beklagten Vorgangsweise ging 
von der Staatsanwaltschaft aus.

Ex-Kanzler und SPÖ-Klubchef 
Christian Kern, der die Gewalten-
trennung nicht wahr haben will, 
gemäß der in der „Causa BVT“ die 
Staatsanwaltschaft die Ermittlun-
gen durchführt und nicht der von 
ihm angegriffene Innenminster.

AUFSTEIGER ABSTEIGER
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Uneinsichtige „Genderin“

Beschämender Auftritt
„Was die SPÖ in der Sondersitzung des Na-

tionalrats aufführte, war schon beschämend“, 
wunderte sich FPÖ-Generalsekretärin Mar-
lene Svazek (Bild) über den Auftritt der ehe-
maligen Kanzlerpartei. Würden Parteichef 
Christian Kern und Co. ihre Verantwortung 
wahrnehmen, dann wüssten sie, dass Kon-
trollinstrumente wie ein parlamentarischer 
Untersuchungsausschuss oder ein Misstrau-
ensantrag ein gewisses Maß an Verantwor-
tung bedeuten. „Die SPÖ gibt diese wertvol-
len parlamentarischen Kontrollinstrumente 
– wie auch sich selbst – der Lächerlichkeit 
preis“, kritisierte die FPÖ-Generalsekretärin.Fo
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Islamische Parallelgesellschaft im Sozialstaat
Arbeitsmarktservice und OECD bestätigen der SPÖ ihr katastrophales Versagen bei Zuwanderung und Integration

Durch die unkontrollierte Zuwanderung der letzten Jahre – auch über das Asylrecht – bildeten sich Parlallelge-
schaften, die mehr Interesse am Sozialstaat als an der Integration über Bildung und Arbeit haben.

Massive Probleme gibt es mit 
der Betreuung von Tschetschenen, 
die überdurchschnittlich oft Bera-
ter und Führungskräfte bedrohen, 
damit sie weiterhin ohne stören-
de Arbeitsplatzsuche die Sozial- 
leistungen kassieren können.

Bei Tschetschenen, Syrern und 
Afghanen sei die Vermittlung in so-
ziale Berufe oder die Gastronomie 
überhaupt nicht möglich, „weil der 
Servicegedanke abgelehnt wird“, 
schreiben die Autoren.

Und wie reagierte die AMS-Spit-
ze? Sie empfahl, laut Bericht, den 
Mitarbeitern sich nicht von Vorur-

teilen leiten zu lassen und deshalb 
an „Schulungen zum interkulturel-
len Verständnis“ teilzunehmen.

„Das ist Realitätsverweigerung 
pur! Es ist unglaublich, dass die 
AMS-Führung an der Glaubwür-
digkeit ihrer eigenen Mitarbeiter 
zweifelt“, empörte sich FPÖ-Ab-
geordnete Carmen Schimanek. Der 
Bericht bestätigte die schlimmsten 
Befürchtungen der Freiheitlichen, 
wonach die „rote Kuschelpoli-
tik“ eine islamische Parallelgesell-
schaft in Österreich etabliert habe, 
die jede Integration verweigere und 
auf Kosten der Österreicher lebe.

Nr. 12 g Donnerstag, 22. März 2018
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Im kommenden Jahr soll sich 
Österreich in den erfolgreichen 
Klub der EU-Staaten einreihen, 
die – von der guten Konjunktur ge-
tragen – einen Budgetüberschuss 
erwirtschaften. Das sind neben 
Deutschland, den Niederlanden, 
Schweden oder Tschechien insge-
samt 15 Staaten. Finanzminister 
Hartwig Löger hielt den Kritikern, 
die schon von einem „zu Tode Spa-
ren“ sprachen, entgegen, dass „die 
Bewahrung und Verteidigung der 
Vergangenheit“ jenen Schulden-
berg produziert habe, den man nun 
abarbeiten werde.

Sparen auf der Ausgabenseite 
„Wir agieren hier bewusst an-

ders als unsere Vorgängerregie-
rungen, die der Nachhaltigkeit nur 
das Wort geredet, beziehungsweise 
Nachhaltigkeit nur im Schulden-
machen an den Tag gelegt haben“, 
assistierte FPÖ-Finanzstaatsekre-
tär Hubert Fuchs seinem Minister. 
Das „anders Agieren“ zeigt sich 

auch darin, dass das türkis-blaue 
„Sparprogramm“ keine Steuerer-
höhungsprogramm ist, sondern 
wirklich nur auf der Ausgabensei-
te ansetzt.

Die Budgetziele werden von der 
gesamten Bundesregierung mitge-
tragen, betonte Fuchs. Alle Minis-
ter würden an einem Strang ziehen, 
um die Sparpotenziale zu heben, 
die im System liegen: „Nur so wer-
den die Spielräume für eine ehrli-
che Entlastung geschaffen.“

Bereinigung der „Altlasten“ 
Aber die Altlasten der Vorgän-

gerregierung wiegen schwer und 
könnten, so Fuchs, nicht „von heu-
te auf morgen“ aufgearbeitet wer-
den: „Aber ich kann unseren Wäh-
lern versprechen: Wir arbeiten 
intensiv daran, trotz dieses Rucksa-
ckes unsere Ziele zu erreichen, um 
2020 eine echte Steuerentlastungs-
reform präsentieren zu können.“

Die konkreten Zahlen dazu 
nannte Löger am Mittwoch in sei-

Es ist Schluss mit dem Steuergeldverbrennen
Ihr Hundert-Tage-Jubiläum feierte die türkis-blaue Koalition mit 

der Präsentation des Doppelbudgets 2018/19. „Arbeiten für Ös-
terreich oder Hausverstand statt Klassenkampf“ nannten die beiden 
Klubbmänner, August Wöginger und Walter Rosenkranz, den neuen 
Stil der Regierung, die mit dem angestrebten Nulldefizit der Schul-
denpolitik der vergangenen 65 Jahre ein Ende bereiten will.

Die neue Bundesregierung macht ernst mit ihrer Ankündigung des ausgabenseitigen Sparens beim Budget 2018/19
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Thema 
der 

Woche

Finanzstaatssekretär Hubert Fuchs erläutert im NFZ-Interview 
den Weg von der Budgetsanierung hin zur Steuersenkung: „Mit 

dem Doppelbudget 2018/19 werden Fehlentwicklungen korrigiert 
und die Grundlage für die Steuerstrukturreform 2020 geschaffen.“
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„Schulden senken, dann 
Steuerzahler entlasten!“

„Wir sparen jetzt bereits 
2,5 Milliarden Euro im 

System ein.“

Ein „rot-weiß-rotes Budget mit Hausverstand“ – Sparen bei den Ausgaben für das System, dafür erste Entlastungen für Familien, Kleinverdiener und Pflegebedürftige.

Herr Staatssekretär, die Regie-
rung peilt ein saniertes Budget an. 
Ist gar mit einem Überschuss zu 
rechnen, wie in Deutschland?

Fuchs: Wir planen ab 2019 einen 
administrativen Budgetüberschuss. 
Das heißt, dass wir ab dem nächs-
ten Jahr nicht mehr Geld ausgeben, 
als wir einnehmen. Die Wirtschaft 
brummt, aber die Vorgängerregie-
rung hat uns ein schwieriges Erbe 
hinterlassen. Mit dem Doppelbud-
get 2018/19 haben wir nun Fehl-
entwicklungen 
korrigiert und 
die Grundlage 
für einen admi-
nistrativen Bud-
getüberschuss 
geschaffen, um 
die Schuldenquote in Richtung 60 
Prozent zu senken. 

Das heißt, es muss gespart wer-
den. Wo wird gespart und in wel-
chen Bereichen nicht?

Fuchs: Zuallererst haben wir uns 
mit Sach- und Hausverstand den 
Verwaltungs- und Förderausgaben 
gewidmet und über alle Ressorts 2,5 
Milliarden Euro im System gespart. 
Darüber hinaus wird auch bei den 
Nicht-Österreichern der Sparstift 
angesetzt. Das Innenressort und die 
Landesverteidigung gehen gestärkt 
aus den Budgetverhandlungen her-
vor, damit sich chaotischen Zu-
stände wie während der Flücht-
lingskrise 2015 nicht mehr 
wiederholen können.

FPÖ und ÖVP haben eine 
spürbare Steuerentlastung 
versprochen. Wie soll die 
aussehen und wann wird die 
kommen?

Fuchs: Ziel der Bun-
desregierung ist es, die 
Steuerquote in Rich-
tung 40 Prozent 
zu drücken, 
damit wieder 
mehr Geld bei 
den Menschen 
bleibt. Mit dem 
„Fami l ienbo-
nus Plus“ haben 
wir bereits inner-
halb der ersten 

100 Tage die größte Steuererleich-
terung der Geschichte für Familien 
mit Kindern umgesetzt. Hier schaf-
fen wir ein Stück Steuerfairness 
für all jene, die unserem Land Zu-
kunft schenken. Ebenfalls bereits 
beschlossen wurden die Senkung 
der Arbeitslosenversicherungsbei-
träge für niedrige Einkommen bis 
1.948 Euro brutto im Monat und die 
Reduzierung der Umsatzsteuer im 
Tourismus auf 10 Prozent.  Auf Ba-
sis des sanierten Budgets wird 2020 

eine umfassen-
de Steuerstruk-
turreform in 
Kraft treten. 
Wir wollen ein 
e i n f a c h e r e s 
und gerechte-

res Steuerrecht – und natürlich eine 
Senkung der Lohn- und Einkom-
mensteuer.

Wenn die Steuerentlastung nach-
haltig sein soll, muss die „kalte 
Progression“ abgeschafft werden. 
Wann ist das vorgesehen?

Fuchs: Die FPÖ hat sich schon 
immer für die Abschaffung der 
schleichenden Steuererhöhung 
der „kalten Progression“, stark ge-
macht. Das ist ein Steuererhöhungs-
automatismus, der am Parlament 
vorbei zu einer laufenden Erhöhung 
der Steuerquote führt. Ich habe mich 
persönlich dafür eingesetzt, dass 

dessen Abschaffung im Re-
gierungsübereinkommen 

festgeschrieben wird 
und im Rahmen der 
Steuerstrukturre-
form 2020 umge-

setzt wird.
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Es ist Schluss mit dem Steuergeldverbrennen
Die neue Bundesregierung macht ernst mit ihrer Ankündigung des ausgabenseitigen Sparens beim Budget 2018/19

ner Budgetrede, als diese Zeitung 
gerade gedruckt wurde. Daher wer-
den Sie die Details und die Zah-
len für die FPÖ-Ministerien in der 
nächsten Ausgabe detailliert aufge-
listet finden.

Fest steht, dass für das angestreb-
te Nulldefizit bis zu drei Milliarden 
Euro eingespart werden müssen. 
Das betrifft vor allem Ausgaben, 
von denen Nichtösterreicher bisher 
profitiert haben.

Sparen im Asylbereich
Der Anteil des Bundes an der 

Grundversorgung von Asylwerbern 
soll um 130 Millionen Euro pro 

Jahr geringer ausfallen. 130 Milli-
onen Euro weniger pro Jahr soll es 
für arbeitssuchende Asylberechtig-
te beim Arbeitsmarktservice geben.

250 Millionen Euro weniger 
plant der Bund bei der einheitli-
chen Mindestsicherung für Asyl-
werber ein, die ab 2019 kommen 
soll. Durch die Familienbeihil-
fe-Staffelung für ausländische Ar-
beitnehmer will sich der Staat 80 
Millionen Euro sparen.

Auch werden wegen der sin-
kenden Asylwerberzahlen die An-
gebote für die Integration halbiert 
beziehungsweise nicht effiziente 
Kurse gestrichen, womit sich die-

Österreich hat sich in den letzten 
Jahren zu einem Land entwickelt, 
in dem Leistungen kaum honoriert 
wurden. Weltmeisterlich waren wir 
nur darin, jene zu unterstützen, die 
keinen Beitrag zum Wohlergehen 
unseres Landes geleistet haben.

Die Devise für die kommenden 
Jahre muss daher lauten, nicht auf 
Kosten derer zu sparen, die sich 
um die Zukunft unseres Landes 
bemühen und jene zu würdigen, 
die sich jahrzehntelang für Öster-
reich eingesetzt haben.

Ich begrüße daher die Budget-
pläne unserer Bundesregierung, 
vor allem unsere älteren Bürger 
und Familien zu entlasten. Der Fa-
milienbonus wie auch zusätzliche 
Mittel für den Bereich der Pflege 
nehmen eine wichtige Unterstüt-
zungsfunktion für Familien ein.

Dem stetig steigenden Pflege-
bedarf und den dadurch erhöhten 
Kosten wird mit zusätzlichen 860 
Millionen Euro Rechnung getragen, 
weitere 250 Millionen werden in 
den Behindertenfonds und 300 Mil-
lionen in das Pflegegeld investiert. 
Damit wird gewährleistet, dass Gel-
der für unsere älteren Mitmenschen, 
die ihr Leben lang eingezahlt haben 
bereitgestellt werden.

Ich sehe es als eine Frage der 
Fairness, die jahrzehntelange har-
te Arbeit unserer Pensionistinnen 
und Pensionisten zu würdigen, 
anstatt Wirtschaftsflüchtlingen, die 
keinen Cent zur Aufrechterhaltung 
unseres Sozialsystems beigetragen 
haben, bedingungslose Unterstüt-
zung zukommen zu lassen.

Dass wir mit einer intelligenten 
und nachhaltigen Budgetpolitik 
zusätzliche Mittel für den Bereich 
Pflege und Soziales aufstellen 
können, ist Zeichen einer bürger-
freundlichen Trendwende in der 
staatlichen Finanzplanung!

Ausgabenlenkung 

se Ausgaben von 100 auf 50 Mil-
lionen Euro verringern sollen. Da-
her werden auch die Ausgaben für 
Qualifizierungsmaßnahmen und 
Deutschkurse sinken, von 55 auf 
20 Millionen Euro.

Mehr Geld für die Österreicher
Mehrausgaben im Sozialbereich 

sind hingegen für die Österrei-
cher vorgesehen: Im Bereich Pfle-
ge und Soziales rechnet man mit 
Mehrausgaben in Höhe von rund 
1,4 Milliarden Euro für Pflege- und 
Behindertenfonds oder Hospizein-
richtungen. Auch sind vom Bund 
160 Millionen Euro mehr für die 
Notstandshilfe ungeachtet des Part-
nereinkommens eingeplant.

Ebenso wird das Bildungsbudget 
steigen – und zwar von 8,5 auf 8,8 
Milliarden Euro. Aber auch dort 
wird gespart, wo die Effizienz nicht 
gegeben war: Der mit 80 Millio-
nen Euro dotierte Integrationstopf 
läuft aus. An seine Stelle treten die 
mit 40 Millionen Euro geförderten 
Deutschklassen.

„Gespart wird von dieser Rege-
rung nur in der Verwaltung“, be-
tonte FPÖ-Klubobmann Rosen-
kranz bei der Vorschau auf dieses 
„rot-weiß-rote Budget mit Haus-
verstand“.
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Erwin Angerer
FPÖ-Budgetsprecher

Ein „rot-weiß-rotes Budget mit Hausverstand“ – Sparen bei den Ausgaben für das System, dafür erste Entlastungen für Familien, Kleinverdiener und Pflegebedürftige.
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Altlast Schuldenberg: Die Grafik zeigt das Ziel des Doppelbudgets.
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Norbert Nemeth
Klubdirektor der FPÖ
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BILDUNGSPOLITIK VERFASSUNGSGERICHT

Mit den Stimmen von ÖVP und FPÖ befürwortete 
der Bundesrat letzte Woche die Novelle des Univer-
sitätsgesetzes, das neben mehr Personal auch effi-
zientere Zugangsregelungen vorsieht. Zudem werde 
mit dem Gesetz die Vergabe der Mittel transparenter 
und effizienter gestaltet. Für die Leistungsverein-
barungsperiode der Jahre 2019 bis 2021 stehen den 
öffentlichen Universitäten damit 11,07 Milliarden 
Euro zur Verfügung.

Unversitätsgesetz angenommen
Die Entscheidung über die letzte 

freie Richterstelle am Verfassungs-
gerichtshof ist gefallen. Der Bun-
desrat stimmte am Donnerstag ver-
gangener Woche auf Vorschlag von 
FPÖ und ÖVP dafür, den im Me-
dien- und Wirtschaftsstrafrecht re-
nommierten Rechtsanwalt Michael 
Rami für das Amt zu nominieren. 

Rami in VfGH gewählt

Heftig ging es in den vergange-
nen Tagen im Bundesrat zu. An-
lässlich einer Dringlichen Debatte 
zum Thema „BVT“ empfahlen 
zwei Abgeordnete der ÖVP jenen 
der SPÖ und der Grünen auszu-
wandern. Im Vergleich der parla-
mentarischen Zwischenrufe eher 
eine Leichtgewichtigkeit. Unge-
achtet dessen sprach die Tages-
zeitung „Österreich“ von einem 
„Auswanderungseklat“. 

Vor dem Hintergrund dieser Er-
regung ist es umso unverständli-
cher, dass ein echter Skandal, der 
sich auch im Bundesrat angespielt 
hat, medial unbemerkt blieb. Man 
muss die unabhängige Internet-
plattform „unzensuriert“ lesen, 
um auf den Missstand aufmerk-
sam zu werden: „Anlässlich der 
parlamentarischen Enquete des 
Bundesrats zum Thema ‚Älter, 
Jünger, Ärmer‘ bediente sich der 
Wiener SPÖ-Bundesrat Stefan 
Schennach in seiner Wortmeldung 
zum Thema Armutsbekämpfung 
der Nazi-Diktion ‚Nur Arbeit 
macht frei‘… Diese Ungeheuer-
lichkeit ist gerade vor dem Hin-
tergrund des Gedenkjahres 1938 
abstoßend und eines Politikers 
unwürdig.“

Zur selektiven Wahrnehmung 
der Medien passt der Umstand, 
dass Schennach sich nur halbher-
zig entschuldigte und die Strei-
chung seiner Entgleisung aus dem 
Protokoll verlangte. Auch gab es 
vom Bundesratspräsidenten Todt 
weder einen Ordnungsruf noch 
eine Aufforderung zur Klarstel-
lung. Ein Beispiel mehr, wie mit 
zweierlei Maß gemessen wird, zu-
mal es kaum vorstellbar ist, dass 
dieser Vorfall derart ernachlässigt 
worden wäre, wenn er einen Frei-
heitlichen betroffen hätte.

Erneut zweierlei Maß
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Ist die Gewaltenteilung in
der SPÖ nicht bekannt?
Dringliche Anfrage der SPÖ wurde zum nächsten roten Selbstfaller 

In einer von den Oppositions-
parteien beantragten Sondersitzung 
des Nationalrats musste FPÖ-In-
nenminister Herbert Kickl 40 Fra-
gen der SPÖ zu den Vorgängen 
um das Bundesamt für Verfas-
sungsschutz und Terrorismusbe-
kämpfung (BVT) beantworten. Die 
„Dringliche Anfrage“ begründete 
SPÖ-Klubobmann Christian Kern 
damit, dass der Innenminister „ein 
politisches Spiel auf dem Rücken 
der Sicherheit“ austrage und das 
BVT „praktisch lahmgelegt“ habe.

Kickl riet dem SPÖ-Chef seine 
„Verschwörungstheorien beiseite-
zulegen“: „Was Sie als BVT-Skan-
dal sehen, ist in Wahrheit ein 

rechtsstaatlich korrekt abgelaufe-
nes Verfahren, wo alle Entschei-
dungen von der Justiz getroffen 
worden sind.“ Es sei beschämend 
für eine ehemalige Regierungspar-
tei, nicht einmal mehr zu wissen, 
was Aufgabe der Justiz und was 
des Innenministeriums sei.

Besonders bemerkenswert sei, 
dass jene Parteien, die vorgeben, 
den Datenschutz auf ihre Fahnen 
geheftet zu haben, plötzlich jene 
Personen unterstützen, denen eine 
Verletzung des Datenschutzgeset-
zes vorgeworfen werde.

„Vorwurfsblase“ ist geplatzt
Als „große Blase der Linken 

und einiger selbsternannter ‚Qua-
litäts‘-Journalisten“ bezeichne-
te FPÖ-Klubobmann Walter Ro-
senkranz die „Causa BVT“: „Die 
Gewaltenteilung ist offensichtlich 
ein der SPÖ nicht mehr bekanntes 
Prinzip, da sie eine von der Staats-
anwaltschaft angeordnete Haus-
durchsuchung dem erfolgreichen 

Ungereimtheiten in der „Cau-
sa BVT“ wollte die SPÖ dem 

FPÖ-Innenminister umhängen.
Dabei übersahen Kern & Co, 
dass der ganze Fall eigentlich von 
der Justiz abgehandelt wird.
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Kickl: „Datenschützer sind jetzt Datenschutzverletzungen egal?“

SPÖ-Chef Kern lässt in der Op-
position kein Fettnäpfchen aus.

Innenminister Kickl vorwirft.“
Der Innenminister habe binnen 

kürzester Zeit erste Abschiebungen 
in die Wege geleitet und bereits 
eine Reihe von Ländern zu siche-
ren Herkunftsländern erklären las-
sen. Das sei wohl der wahre Kern 
der Animositäten der SPÖ gegen 
Kickl, vermutete Rosenkranz.

Geradezu lächerlich wirke die 
Behauptung, der Innenminister 
hätte das in ihn gesetzte Vertrauen 
der Opposition zerstört, wunderte 
sich Rosenkranz: „Einen Vertrau-
ensvorschuss haben Kern und Ge-
nossen dem Innenminister doch 
nie gegeben!“ Davon abgesehen 
werde die Bundesregierung aber 
auch bei künftigen Vorhaben nicht 
im SPÖ-Parteibüro um Erlaub-
nis nachfragen. Aber er freue sich 
auf einen BVT-Untersuchungsaus-
schuss, sollte dieser beschlossen 
werden: „Denn dann sehen alle 
Österreicher, wie sich die Sozial-
demokratie erneut bis auf die Kno-
chen blamieren wird.“
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Seit Jahresbeginn 2018 hat die neue Bundesregierung viele positive Reformen eingeleitet. Einigen einfluss-
reichen Kreisen im Land gefällt das gar nicht. Dafür gibt es umso mehr positive Rückmeldungen aus
der Bevölkerung.

Erinnern Sie sich noch zurück an Rot-Schwarz? Täglicher Streit, eine inhaltliche Lähmung und negative Re-
korde in sämtlichen Politikfeldern waren an der Tagesordnung. Damit ist jetzt Schluss! Und das ist gut so!

Alle kommenden Reformen sind das Ergebnis von zähen Verhandlungen gewesen. Unterm Strich war
es für uns wichtig, dass Österreich als Gewinner herauskommt. Das heißt:

Nicht verhandelbar für die ÖVP war dabei aber das umstrittene CETA-Handelsabkommen! Schon 2017
wurden gegen unsere Stimmen weite Teile davon umgesetzt. Immer wieder wurde auch unsere Forde-
rung nach einer Volksabstimmung abgelehnt. Als Demokraten haben wir dies akzeptiert. Sonst hätte
Österreich weiter unter einer rot-schwarzen Regierung leiden müssen. Nur so können wir jetzt unsere
zahlreichen Forderungen unter anderem zu den Themen Zuwanderung und Asyl umsetzen. Denn wir
wollen, dass wir Österreicher Herr im eigenen Haus bleiben.

Wir bringen Österreich wieder auf die Überholspur. Unsere geliebte Heimat hat sich eine gute Zukunft
verdient. Darauf gebe ich Ihnen mein Wort!

www.fpoe.at/oesterreichszukunft

Vizekanzler Heinz-Christian Strache
FPÖ-Bundesparteiobmann

Ihr

Liebe Österreicherinnen und Österreicher!

Österreichs
Zukunft 

Lesen Sie mehr unter

– EIN OFFENES WORT –

· Verschärfung der Asylpolitik
· Stopp der illegalen Migration
· Sicherheitsoffensive
· Strafrechtsverschärfung

· Steuerliche Entlastung
· Mehr Geld für Familien
· Deutsch vor Schule
· Erhöhung Mindestpension

· Mehr direkte Demokratie
· Weniger EU-Bevormundung
· Kampf dem politischen Islam
· ORF-Reform u. v. a. m. …
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„Die EU hat keine Migrationspolitik – 
und das ist beängstigend.“
Für den Politikwissenschafter Bassam Tibi schützt die EU die Islamisten aber nicht die Demokratie

Der renommierte Politikwissenschafter und Islamexperte Bassam 
Tibi kritisiert im NFZ-Interview die Unterschätzung der Gefah-

ren des Islamismus für den säkularen Staat: „Wer sich kritisch mit der 
islamistischen Gefährdung Europas durch die Massenzuwanderung 
auseinandersetzt, wird als islamophob hingestellt.“ Er fordert für Eu-
ropas Moslems eine Reform-Islam ohne politischen Anspruch.

Sie fordern von Europa eine ver-
antwortliche Politik, keine Gesin-
nungsethik und erst recht keine 
Flüchtlingsromantik ein. Können 
Sie das erklären?

Tibi: Max Weber unterscheidet 
in dem Aufsatz „Politik als Be-
ruf“ zwischen Gesinnungsethik 
und Verantwortungsethik. Gesin-
nungsethik beruht auf der Morali-
sierung der Probleme. Das tun Lin-
ke und Grüne, und herauskommen 
dabei Lösungen, die nicht brauch-
bar sind. Ein Verantwortungsethi-
ker versucht rational Lösungen zu 
finden. Die Flüchtlingsproblematik 
ist ein Weltproblem: Es sind der-
zeit rund 65 Millionen Menschen 
auf der Flucht, darunter 12 Millio-
nen Syrer. Dieses Problem kann ein 
Europa allein nicht lösen.

Im europäischen Ansatz zu dem 
Problem sehen Sie wenig Rationa-
lität?

Tibi: Die Europäische Union gibt 
vor, Flüchtlingspolitik zu machen. 
Aber sie hat kein Konzept für den 
Umgang mit Flüchtlingen. Die EU 
hat keine Sicherheitspolitik, keine 
Migrationspolitik, keine Außenpo-
litik – und das ist beängstigend.

Jetzt sind diese – großteils – 
moslemischen Flüchtlinge schon 
in Europa. Sie fordern eine Reform 
des Islams unter der Akzeptanz der 
europäischen Werte.

Tibi: Das ist eine Vision. In 
Deutschland arbeiten die Politiker 
mit den organisierten Islamverbän-
den zusammen, die aus dem Aus-
land gesteuert werden. Da wollten 
die Deutschen etwa, dass Kinder 
im Ramadan nicht fasten. Sofort 
hat der türkische Verband DITIB 
eine Fatwa aus der Türkei und die 
Schiiten haben eine aus Teheran 
geholt. Was mit den Moslems in 
Europa passiert, entscheiden daher 
nicht sie selbst oder ihre Verbände, 
sondern Saudi-Arabien, Iran oder 
die Türkei.

Weshalb kann ein gläubiger 
Moslem einen säkularen Staat 
nicht anerkennen und darin leben?

Tibi: Es gibt eine einflussreiche 
Islam-Interpretation, die besagt: 
Der ist Isam ist ehr als nur Religi-
on. Es kann kein Moslem nur privat 
den Koran befolgen und in der Öf-
fentlichkeit Österreicher sein. Das 
lehnen die Vertreter des organsier-
ten Islam ab. Sie sagen: Der Islam 
ist eine Weltanschauung und hat 
politische Ansprüche. Ich vertrete 
die Idee, dass Moslems nur als In-
dividuen integriert werden können, 
ohne die Islam-Verbände. Denn mit 
diesen bestimmen Ankara, Riad 
oder Teheran, was Integration ist.

Wie sieht ihr europäische Islam 
aus?

Tibi: Eine klare Trennung von 
Religion und Staat. Der Mensch ist 
in erster Linie ein Bürger des Lan-
des und Moslem – aber nicht Mit-
glied der islamischen Umma. Das 
lehnen die Islamverbände ab. Ei-
nen Vertreter der IGGiÖ, der mir 
das gesagt hat, habe ich gefragt: 
Sie wollen in Europa leben, aber 
sie lehnen Europa ab? Wie soll das 
gehen? Ich erhielt keine Antwort.

Bassam Tibi warnt vor der Aufgabe des säkularen Staates in Europa durch 
falsch verstandene Toleranz- und Menschrechtsgläubigkeit.

Die von Brüssel propagierte naive „bunte Heimat Europa“ wird mit den 
islamischen Zuwanderern jedoch nur ein islamisches Europa werden.
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ÖVP-Karas will mehr
Steuergeld für Brüssel

Während die österreichische 
Bundesregierung eine Erhöhung 
der Nettozahlungen an Brüssel für 
die kommende Budgetperiode ab-
lehnt, hat ÖVP-Delegationsleiter 
Othmar Karas das genaue Gegen-
teil signalisiert.

„Noch bevor die Verhandlun-
gen über das EU-Budget überhaupt 
richtig begonnen haben schon zu 
erklären, dass Österreich jedenfalls 
mehr einzahlen soll, ist nicht ge-
rade geschickt“, empörte sich der 
FPÖ-Delegationsleiter im Euro-
paparlament, Generalsekretär Ha-
rald Vilimsky. Er bezog sich damit 
auf eine Ankündigung von Karas, 
der via Twitter erklärt hatte, „jeder 
müsse mehr ins EU-Budget einzah-
len – auch Österreich.“

Alles, was derzeit auf dem Tisch 
liege, seien Vorschläge, die noch 
nicht einmal mit den Mitgliedsstaa-
ten abgestimmt seien, stellte Vilis-
mky klar. „Die offizielle Position 
Österreichs, die zu Karas offenbar 
nicht durchgedrungen ist, lautet 
recht klar: Eine durch den Brexit 

bedingte Verkleinerung der EU soll 
kein größeres Budget und damit 
auch keine höheren Belastungen 
für die Mitgliedsstaaten nach sich 
ziehen“, erinnerte Vilimsky.

Dass sowohl die EU-Kommis-
sion als auch die Mehrheit im 
EU-Parlament eine massive Er-
höhung des EU-Budgets wollen, 
wundere nicht. „Jede Bürokratie 
neigt dazu, sich auszudehnen und 
immer mehr Geld der Bürger zu 
beanspruchen“, kritisierte Vilims-
ky das Vorhaben.

Karas, bedingungslos EU-treu.

Der Immer-noch-EU-Beitritts-
kandidat Türkei ist Ende Jänner 
in Syrien einmarschiert. Dass 
sich der türkische Machthaber 
Erdogan dabei auf Artikel 51 
der UN-Charta (Selbstverteidi-
gung) beruft, ist lächerlich. Mit 
dabei sind Leopard-Panzer aus 
deutscher Produktion. 354 Stück 
wurden zwischen  2006 und 2011 
an die Türkei geliefert – ohne 
Auflagen für deren Einsatz. Die 
deutschen Panzer helfen jetzt 
dabei, gegen Kurden vorzugehen 
und in der Region Afrin so rich-
tig aufzuräumen. 
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FÜR ÖSTERREICH IM EU-PARLAMENT

Türkei-Deutschland: 
Importierte Konflikte

Gleichzeitig eskaliert der Kon-
flikt zwischen Türken und Kurden 
in Deutschland. Die deutsche 
Polizei vermerkte heuer 37 An-
griffe auf türkische Einrichtun-
gen. Währenddessen betreibt der 
Islamverband Ditib als Erdogans 
deutsche Vorfeldorganisation 
munter türkisch-nationalistische 
Propaganda. „Das, was die Fah-
ne zur Fahne macht, ist das Blut 
darauf“, postete ein Ditib-Funk-
tionär anlässlich des Jahrestags 
der Schlacht von Gallipoli. Ditib 
ist das „U-Boot des türkischen 
Staates“, wie es selbst der Grüne 
Volker Beck ausdrückt.

Pikant, dass es aus dem Innen-
ministerium heißt, Deutschland 
sei wegen der vielen hier leben-
den Menschen mit Bezug zur Tür-
kei „seit jeher Spiegel und Reso-
nanzboden türkisch-kurdischer 
Konflikte“. Also genau jener 
Konflikte, die man via Zuwande-
rung importiert hat und wo man 
nun dank mangelnder Integrati-
onsbereitschaft nicht weiß, wie 
man damit umgehen soll.

Harald Vilimsky
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KURZ UND BÜNDIG

Die von den Visegrad-Staaten und Öster-
reich forcierte restriktive Einwanderungspo-
litik und die Tätigkeit der mit EU-Hilfsgel-
dern restrukturierten libyschen Küstenwache 
zeigt Wirkung. Seit November letzten Jahres 
sind 10.171 Migranten aus Libyen in ihre 
Heimatländer zurückgekehrt, verkündete die 
Migrationsagentur der Vereinten Nationen 
(IOM) letzte Woche. Sie verbuchte das auch 
als Erfolg des UN-Programms zur freiwilli-
gen humanitären Rückkehr (Voluntary Hu-
manitarian Return – VHR), das den in Lybien gestrandeten und desillu-
sionierten Afrikanern eine sichere Rückreise in ihre Heimat ermöglicht.

Anlässlich des Treffens der EU-Landwirt-
schaftsminister am vergangenen Montag 
protestierten in Brüssel belgische Landwirte 
gegen die Freihandelspläne der EU mit den 
südamerikanischen MERCOSUR-Staaten. 
Die Landwirte befürchten Massenimporte 
von Billigfleisch. Überschattet wurde der 
Protest allerdings von dem in Belgien auf-
geflogenen „Gammelfleisch-Skandal“ des 
Veviba-Schlachthof im südbelgischen Bas-
togne. Unter anderem ging es dabei um die 
Umetikettierung von rund 20 Tonnen Fleisch, 

das bereits seit rund 12 Jahre eingelagert war, auf Frischfleisch für den mit 
EU-Geldern subventionierten Export.

Subventionsbetrug

Rückführung aus Lybien
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„Die EU hat keine Migrationspolitik – 
und das ist beängstigend.“
Für den Politikwissenschafter Bassam Tibi schützt die EU die Islamisten aber nicht die Demokratie

Kann das überhaupt funktionie-
ren?

Tibi: Ich habe in den letzten 40 
Jahren in 22 islamischen Ländern 
gearbeitet. Es gab zwei Länder, die 
Anlass zur Hoffnung gaben: die 
Türkei und Indonesien. Aber beide 
Modelle sind von Islamisten zer-
stört worden.

Sehen Sie die EU auf einem Weg, 
wie ihn der französische Schrift-
steller Michel Houellebecq in sei-
nem Roman „Die Unterwerfung“ 
beschrieben hat?

Tibi: Ich war im Herbst 2017 bei 
einem Treffen hochrangiger Politi-

Bassam Tibi warnt vor der Aufgabe des säkularen Staates in Europa durch 
falsch verstandene Toleranz- und Menschrechtsgläubigkeit.

Die von Brüssel propagierte naive „bunte Heimat Europa“ wird mit den 
islamischen Zuwanderern jedoch nur ein islamisches Europa werden.
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ker zentralasiatischer und kaukasi-
scher Staaten, um über den „Islam 
im modernen säkularen Staat“ zu 
diskutieren. Im Gegensatz zur EU 
haben sie erkannt, der säkulare Saat 
ist durch den Islamismus gefährdet 
und der säkulare Staat muss dage-
gen vorgehen. Aber die EU schützt 
nicht den säkularen Staat, sondern 
die Islamisten im Namen der Ver-
teidigung der Menschenrechte. Im 
Kampf gegen den Islamismus muss 
man aber eine Balance finden zwi-
schen der Verteidigung der Men-
schenrechte und der des säkularen 
Staates. Aber diese Balance sehe 
ich in Europa nicht. Wenn die Eu-
ropäer bei dieser Diskussion unter 
Moslems über den Islamismus da-
bei gewesen wären, hätten sie uns 
wohl völlig entrüstet als islamo-
phob abgekanzelt.

Bassam Tibi ist ein deutscher 
Politikwissenschafter syrischer 
Herkunft. Von 1973 bis 2009 war 
er Professor für Internationale 
Beziehungen an der Universität 
Göttingen. Er hatte zahlreiche 
Lehr- und Forschungsaufenthal-
te an ausländischen Hochschu-
len, zuletzt vor allem in den USA 
(Cornell und Yale).

ZUR PERSON
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EU-Rechungshof kritisiert 
Türkei-Heranführungshilfe

Bei der Vergabe von EU-Finanz-
hilfen an die Türkei wurden nach 
Einschätzung des Europäischen 
Rechnungshofs jahrelang schwer-
wiegende Fehler gemacht: Die für 
die Heranführung des Landes an 
die Europäische Union vorgese-
henen Gelder seien nicht in aus-
reichendem Maß an Bedingungen 
geknüpft worden. Zudem habe die 
zuständige EU-Kommission nicht 
zielgerichtet genug in Projekte zur 
Stärkung der Unabhängigkeit der 
Justiz, der Pressefreiheit und der 
Zivilgesellschaft investiert, heißt 
es in dem vergangener Woche ver-
öffentlichten Prüfbericht.

Im Zuge der Verhandlungen über 
einen EU-Beitritt wurden dem 
Land für den Zeitraum von 2007 
bis 2020 über neun Milliarden Euro 
an sogenannten Heranführungshil-
fen zugesagt. Die EU-Kommissi-
on hatte sich bisher auf den Stand-
punkt gestellt, dass die Gelder so 
lange gezahlt werden müssten, wie 
die Beitrittsverhandlungen mit der 
Türkei dauern.

„Die Heranführungshilfen wa-
ren nicht ausreichend auf einige 
der grundlegendsten Anforderun-
gen ausgerichtet“, kritisierte er 
EU-Rechnungshof der dazu die 
Unabhängigkeit der Justiz, die Be-
kämpfung von Korruption oder die 
Pressefreiheit nannte.

Der freiheitliche EU-Abgeordne-
te Franz Obermayr lehnt daher wei-
tere Zahlungen ab: „Unter Erdog-
an hat sich die Türkei von unseren 
europäischen Demokratiestandards 
nur weiter entfernt.“

Brüssel hätschelt die Türkei.
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Parteien die man seit viel zu vie-
len Jahren von genau dieser Sei-
te kennt. In Österreich sind das 
die Linksparteien SPÖ und Grü-
ne. In einer Zeit, in der die Fol-
gen verantwortungsloser Asyl- und 
Flüchtlingspolitik auch Österreich 
mehr und mehr überfordern, for-
dern SPÖ und Grüne doch wirklich 
ein Wahlrecht für alle Ausländer.

Christian Stafflinger, Linz

G‘spür fürs Unrecht
Der „gute“ Mann, Grün-Lan-

desrat Rudolf Anschober, denkt ge-
rade darüber nach, wie man Unter-
nehmen helfen kann, die Asylanten 
ohne positiven Asylbescheid Lehr-
stellen anbieten. Nur so neben-
bei soll diesen „Lehrlingen“ dann 
natürlich die Abschiebung erspart 
bleiben. Anschober stiftet also zum 
Gesetzesbruch an, um Abschiebun-
gen vereiteln zu können. In meinen 
Augen ein Skandal! 

Cora Katzenberger, Puchenau

Leserbriefe

TERMINE LESER AM WORT
Geförderte Nichtintegration

Für Integration wurden bereits 
Milliarden ausgegeben. Den Erfolg 
sieht man in den Ballungsgebie-
ten, in Spitälern, in den Öffis, auf 
Ämtern: Man hört immer seltener 
Menschen deutsch sprechen. Das 
gilt natürlich auch für die Schu-
le – in den Pausen, vor und nach 
dem Unterricht unterhalten sich die 
meisten Schüler auf türkisch und in 
anderen Sprachen – nur nicht auf 
deutsch. Unser Staat gab und gibt 
also ein Vermögen dafür aus, daß 
sich die meisten Zuwanderer nicht 
integrieren, sondern lieber in Ghet-
tos leben, wo sie ihre orientalischen 
Sitten und die Sprache beibehalten.

 Stephan Pestitschek, Strasshof

Propaganda-TV
Eigentlich lustig, wenn‘s nicht 

so traurig wäre. Diese Lebens-
wahrheit bestätigt der ORF mit 
Berichten über Preisverleihungen 
zur gelungenen Integration. Dabei 
versucht krampfhaft die Realität zu 
verzerren und die Grätzlromantik Leserbriefe: redaktion.nfz@fpoe.at

vergangener Tage heraufzubeschö-
ren, als wären 740 Messeropfer 
im Jahr etwas anderes als Krieg. 
Gäbe es nicht „Servus TV“, würde 
der ORF den Eindruck ganzjähri-
ger Kirchtagsstimmung verbrei-
ten und die Fehlmeinung, dämlich 
wären nur die anderen: Trump ist 
doof, Putin ist doof. Eigentlich alle, 
nur nicht die SPÖ und Merkel!

Armin Schütz, per E-Mail

Führungsstärke 
Jeder 4. Österreicher will end-

lich eine starke Führungspersön-
lichkeit, aber niemand will eine 
Diktatur, sondern eine Regierung 
und einen Regierungschef, die die 
Probleme anpacken und lösen. Es 
kann nicht sein, daß eine Regie-
rung nur verwaltet und nicht in 
der Lage ist, Zukunftsperspektiven 
zu erarbeiten. Die Jahre 2006 bis 
2017 haben gezeigt, wie schnell 
eine Regierung, die nur hinterher-
läuft, an Vertrauen verliert. Wir ha-
ben jetzt einen neuen Regierungs-
chef und eine neue Regierung, die 
sich den Fehlentwicklungen der 
letzten Jahre stellen, rasche Lösun-
gen finden und umsetzen muß. Es 
mögen diese Aufgaben gelingen, 
im Interesse Österreichs.

Werner Dworschak, Eisenstadt

Geht‘s noch? 
Ohne Genierer, ohne Gewis-

sen, ohne Verantwortung. Es gibt 
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Die FPÖ Donaustadt lädt am 
Dienstag, dem 3. April 2018, zu 
ihrem Bezirksteilstammtisch Stad-
lau ins Gasthaus Selitsch (Konstan-
ziagasse 17, 1220 Wien). Beginn: 
19.00 Uhr.

Die FPÖ Donaustadt lädt am 
Mittwoch, dem 4. April 2018, zu 
ihrem Bezirksteilstammtisch Kai-
sermühlen ins Gasthaus „Vor-
stadtwirt“ (Schüttaustraße 4, 1220 
Wien). Beginn: 19.00 Uhr.

Die FPÖ Simmering lädt am 
Mittwoch, dem 4. April 2018, zu ih-
rem Stammtisch ins Gasthaus „Aus-
zeitstüberl“ (Grillgasse 20, 1110 
Simmering). Referent: LAbg. Gün-
ter Koderhold. Beginn: 19.00 Uhr.

Die FPÖ Simmering lädt am 
Donnerstag, dem 29. März 2018, zu 
ihrem Bürgerstand samt Ostereier-
verteilaktion beim EKZ Simmering 
(Simmeringer Hauptstraße 96a, 
1110 Wien). Beginn: 16.00 Uhr.

Die FPÖ Horitschon-Unterpet-
ersdorf lädt am Samstag, dem 24. 
März 2018, zum „Bürgerstamm-
tisch“ mit FPÖ-Landeshauptmann-
stellvertreter Johann Tschürtz in 
die Heurigenschenke Duschanek 
(Hauptstrasse 104, 7312 Horit-
schon). Beginn: 18.00 Uhr.

Die FPÖ Pinkafeld lädt am 
Samstag, dem 24. März 2018, zum 
„Osterschinkenschnapsen“ ins Café 
„Schlaraffenland“ (Wiener Straße 
34, 423 Pinkafeld). Teilnahmege-
bühr: 4 Euro.  Beginn: 18.00 Uhr.

Bezirksteilstamm-
tisch in Stadlau

Bezirksteilstamm-
tisch Kaisermühlen

Stammtisch der 
FPÖ Simmering

Ostereierverteilaktion 
in Simmering

Bürgerstammtisch 
in Horitschon

Osterschnapsen
in Pinkafeld

3

4

4

29

24

24

APRIL

APRIL

APRIL

MÄRZ

MÄRZ
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Rote Esoterik beim KH Nord ohne Ende
Das hat gerade noch gefehlt: 

Nach den milliardenschweren Ver-
fehlungen beim Bau des Kranken-
hauses Nord wurde jetzt bekannt, 
dass eine KAV-Projektleiterin auch 
noch 95.000 Euro für einen Esote-
rik-Hokuspokus per freihändiger 
Vergabe zum Fenster hinausgewor-
fen hat. 

„Ich kann dem künftigen 
SPÖ-Bürgermeister Michael Lud-
wig versprechen: Mit der von uns 
einberufenen Untersuchungskom-
mission wird es eine lückenlose 
Aufklärung dieser Vorfälle geben. 
Und die SPÖ wird sich mit ihm an 
der Spitze der vollen Verantwor-
tung für den Zusammenbruch des 
Wiener Gesundheitssystems stellen 
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SPÖ-Stadträtin Frauenberger ist 
am KH Nord gescheitert.

müssen“, erklärte FPÖ-Vizebürger-
meister Dominik Nepp zum „roten 
Skandal-Geschwür KH Nord“.

Wenn Ludwig seine eigene Aus-
sage zur Aufklärung der Vorfälle 
wirklich ernst nehme, müsste Ge-
sundheitsstadträtin Sandra Frau-
enberger sofort abgelöst werden – 
und nicht erst Mitte Mai.

Zusätzlich werden die Freiheit-
lichen in der kommenden Land-
tagssitzung einen Antrag stellen, 
der eine Stärkung der Minderhei-
tenrechte in der Untersuchungs-
kommission vorsieht, kündigte der 
FPÖ-Vizebürgermeister an: „Wir 
werden das Versagen des gesamten 
roten Systems im Wiener Spitals-
wesen aufdecken.“

Gute Geschäfte der SPÖ
mit Immobilienenhaien?
„Heumarkt-Entwickler“ Tojner und seinen Genossen-Verbindungen

In dem Artikel „Der Heumarkt und 
der Verkauf von 3000 Sozialwoh-
nungen“ veröffentlichte jetzt die Ta-
geszeitung „Die Presse“ letzte Wo-
che weitere unglaublich Details zu 
diesem Geschäft zwischen der SPÖ 
und um den „Heumarkt-Turm“-Pla-
ner und dessen Freunde aus der Im-
mobilienbranche.

„Während die SPÖ von leistba-
rem Wohnen spricht, übernimmt 
ein Investor tausende Sozialwoh-
nungen – und Michael Tojner zieht 
mit seinem Intimus Franz Guggen-
berger die Fäden“, empörte sich 
Wiens FPÖ-Klubobmann Toni 
Mahdalik. 

SPÖ „fördert“ Immobilienhaie
Damit habe die Wiener Sozial-

demokratie den letzten Funken an 
Glaubwürdigkeit verspielt. „Hat 
Wohnbaustadtrat Michael Lud-
wig etwa den Skandal um ‚Buntes 
Wohnen‘ vergessen? Auch damals 
war Michael Tojner als Berater 
verwickelt, auch damals saß Franz 
Guggenberger im Aufsichtsrat“, 
verwies Mahdalik auf Parallelen 
zum WBV-GÖD-Skandal.

Der Skandal um die gemein-
nützige „Wohnbauvereini-

gung der Gewerkschaft Öffentli-
cher Dienst“ weitet sich aus. Die 
SPÖ hat 3.000 Sozialwohnun-
gen zur Spielmasse von „Heu-
markt-Zar“ Michael Tojner de-
gradiert, empörte sich die FPÖ.

Suspekte Immobiliendeals der SPÖ-Granden Ludwig und Häupl.

„Diese Causa wird zur ersten 
Nagelprobe für den künftigen Bür-
germeister Ludwig“, erklärte Mah-
dalik: „Wenn er den Verkauf der 
Sozialwohnungen nicht rückgän-
gig macht und der WBV-GÖD den 
Gemeinnützigkeitsstatus entzieht, 
muss er sich den Vorwurf gefallen 
lassen, mit Steuergeld geförderte 
Sozialwohnungen an gewinnmaxi-
mierende Immobilienentwickler zu 
verramschen.“
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Das war ein lustiges, aber unfai-
res Spiel, das wir als Kinder mit-
unter getrieben haben. Einer hat 
den anderen mit Mist bespritzt, 
und dann haben alle höhnisch auf 
den Dreckigen gezeigt.

Ich weiß noch, wie mir meine 
Mama im Arenbergpark die Levi-
ten gelesen hat. „Du bist schuld an 
seinem Schmutz, und dann lachst 
du ihn noch aus?“ Da hab ich 
mich geschämt.

Aber jetzt entdecke ich, dass 
dieses Spielchen ja von den Er-
wachsenen mit Erfolg betrieben 
wird. Häupl, Brauner, Frauen-
berger und Wehsely waren bei 
Skylink eifrig, aber falsch, am 
Werk. Dann haben sie die Sache 
wegen des großen Erfolgs beim 
KH Nord wiederholt. Und jetzt 
will Herr Häupl die Milliarden-
pleite „aufklären“ lassen. Durch 
eine rot-grüne Kommission. No 
na. Und die Autofahrer sind durch 
rot-grüne Vassilakou-Inseln und 
Halbinseln absichtlich zum Stau 
gezwungen worden, damit man 
sie beschimpfen kann.

In einem Berliner Chan-
son heißt’s „Wer wirft denn da 
mit Lehm? Der sollte sich was 
schäm’!“

Aber umgekehrt geht’s auch. 
Eine von „Grün“ als schmutzig be-
kämpfte Firma wird grad von Frau 
Glawischnig „reingewaschen“. 

Was es so vom Floridsdorfer bis 
zum Nußdorfer Spitz alles gibt, ist 
schon Spitze...

Dreckschleudern

WIENER SPAZIERGÄNGE

von Hannes Wolff
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O b e r ö s t e r -
reichs FPÖ-Lan-
d e s p a r t e i o b -
mann Manfred 
Haimbuchner 
gratulierte Sand-
ra Wohlschla-
ger, Chefin des 
in Oberöster-
reich tätigen freiheitlichen Familien-
vereins „Abenteuer Familie“, zum 5. 
Geburtstag und dem neuen Standort 
in Wels. Landesweit war die Bera-
tung „Abenteuer Familie“ 2017 bei 
266 Veranstaltungen im Einsatz. 

„Eine große Chance für Kärnten 
wurde mit der alten Ausgrenzungs-
politik vertan“, bemerkte FPÖ-Lan-
desparteiobmann Gernot Darmann 
zur Entscheidung der Landes-SPÖ 
mit der ÖVP in Koalitionsver-
handlungen zu treten. Es hätte für 
gewichtige anstehende Beschlüsse 
im Sinne des Landes Kärnten die 
Handschlagqualität und den Ge-
staltungswillen einer FPÖ benötigt. 
Mit der ÖVP Kärnten habe sich 
SPÖ-Landeshauptmann Peter Kai-
ser jedoch für einen bekannt ent-
scheidungsschwachen aber macht-
versessenen Partner entschieden.

Vertane Chance

VORARLBERG

OBERÖSTERREICH

Fünf Jahre erfolgreich

Völliges Unverständnis für die 
Aussagen der Landesschuldirek-
torin für Pflichtschulen, Karin 
Engstler, betreffend die Einführung 
von Deutschförderklassen in Vor-
arlberg, zeigte FPÖ-Bildungsspre-
cher Christoph Waibel. „Die Pläne 
zur Einführung von Deutschför-
derklassen für Schüler, die nicht 
ausreichend Deutsch sprechen, 
finden unsere volle Unterstützung. 
ÖVP-Bildungslandesrätin Barbara 
Schöbi-Fink ist gefordert, in dieser 
Frage endlich klar Stellung zu be-
ziehen und sich nicht hinter ihren 
Mitarbeitern zu verstecken“, for-
dert Waibel. Schließlich sei auch in 
Vorarlbergs Schulen der Anteil an 
Kindern mit nicht-deutscher Mut-
tersprache in den letzten Jahren 
noch einmal angestiegen. Es helfe 
doch niemandem, wenn Schüler im 
Unterricht sitzen und nur „Bahn-
hof“ verstünden, bemerkte Waibel.

Förderklassen umsetzen

Nachdem der Verfassungsge-
richtshof das niederösterreichische 
Modell der Bedarfsorientierten 
Mindestsicherung mit Deckelung 
für Mehrpersonen-Haushalte und 
die Wartefrist gekippt hat, ist im 
niederösterreichischen Landtag so 
rasch wie möglich eine neue Lö-
sung zu finden und umzusetzen, 
betonte Landsparteiobmann Walter 
Rosenkranz: „Grundsätzlich wäre 
die Einrichtung von zwei ,Töpfen‘ 
optimal: Einen zur Deckung der 
Mindestsicherung von österreichi-
schen Staatsbürgern, und einer zur 
Grundversorgung für Asylwerber 
und Asylberechtigte.“

Walter Rosenkranz

NIEDERÖSTERREICH

Reparatur der 
Mindestsicherung

Geburtstagsfeier

KÄRNTEN

OBERÖSTERREICH
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Integrationsmaßnahmen werde 
es für anerkannte Asylwerber 

weiterhin geben – aber nicht für 
Asylwerber, stellt FPÖ-Klubob-
mann Herwig Mahr klar. 

„Integrationspolitik wird nicht 
für die Zugewanderten gemacht, 
sondern für das friedliche Zusam-
menleben in der Gesamtgesell-
schaft. Eine Zuwanderung über die 
Asylhintertür und der damit ver-
bundene Missbrauch unseres So-
zialsystems wird von der österrei-
chischen Bevölkerung abgelehnt“, 
konterte Mahr auf die Klage von 
Grün-Landesrat Rudolf Anschober, 
dass nur mehr Asylberechtigte In-
tegrationskurse erhalten.

Förderungen durchforsten
Im Sinne eines nachhaltigen und 

wirtschaftlichen Mitteleinsatzes 
könnten Integrationsmaßnahmen 
nur entsprechend dem Aufenthalts-
status eingesetzt werden, betonte 

Mahr: „Die Zeiten einer ungeregel-
ten Förderwut, bei der Asylwerber 
mit teuren Integrationsmaßnahmen 
beglückt wurden, sind vorbeit!“

Auch die vielen Schulungsmaß-
nahmen des Arbeitsmarktservices 
für Asylberechtigte können grund-

legende Bildungs- und Qualifizie-
rungsmängel nicht sanieren, zeigte 
Mahr die Problematik auf. Schät-
zungen, wonach in fünf Jahren 
schon 50 Prozent der Asylberechtig-
ten arbeiten werden, bezeichnete er 
als „bemerkenswert optimistisch“.

Grün-Landesrat will weiterhin
Zuwanderung über „Asylhintertür“
FPÖ-Klubobmann kritisiert Anschobers Abschiebungsverhinderung

„Der von den Grünen geplan-
ten Tempo-100-Schikane für Au-
tofahrer und Tempo 60 für LKW 
auf der Wörtherseeautobahn wurde 
von Verkehrsminister Norbert Ho-
fer bereits eine eindeutige Absage 
erteilt. In der nun medial geführten 
Diskussion um eine 100 km/h-Be-
schränkung im Bereich der Rast-

station Wörthersee geht es nur um 
die Verkehrssicherheit“, korrigierte 
FPÖ-Landesparteiobmann Gernot 
Darmann Medienberichte.

„Tempo 100 gilt ausschließlich 
im Bereich von rund einem Kilo-
meter bei der Raststation, die hoch 
frequentiert ist“, führte Darmann 
aus. Durch diese Geschwindig-
keitsabsenkung wird ein Verkehrs-
sicherheitsproblem gelöst, da es 
bisher durch die dynamische Ge-
schwindigkeitsanlage wechselnde 
Tempolimits gab und auch abrupte 
Geschwindigkeitsreduktionen von 
130 km/h auf 80 km/h möglich wa-
ren, sagte Darmann.

„Es freut mich, dass Verkehrsmi-
nister Hofer Spekulationen in den 
Medien über ein mögliches Tem-
po 100-Limit auf der gesamten 
Wörtherseeautobahn sofort wie-
der beendet und klar gemacht hat, 
dass es mit ihm eine solche Tem-
po-100-Schikane in Kärnten nicht 
geben wird“, erklärte der FPÖ-Lan-
desobmann.

Tempo 100 ist nur bei der Rast-
station bei Techelsberg geplant.

Grüne Tempo-Schikane 
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Anschober (r.): Mit „Ausbildung“ die Abschiebung Illegaler verhindern.
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Freiheitliche läuten den 
Salzburger Frühling ein
Landes-FPÖ präsentiert ihre erste Plakatwelle für die Landtagswahl

„Der Frühling steht für den Auf-
bruch und für eine positive Verän-
derung in diesem Land“, verglich 
Salzburgs FPÖ-Spitzenkandidatin 
Marlene Svazek die anbrechen-
de Jahreszeit mit der kommen-
den Landtagswahl. Zu lange schon 
würden die Salzburger auf posi-
tive Veränderungen bei den hohe 
Wohnungspreisen, der Verkehrs- 
problematik oder den sicherheitspo-

litischen Herausforderungen warte-
ten. Bereiche, in denen die ÖVP in 
den letzten Jahren auf eine falsche 
Spur geraten ist: „Während Sebas-
tian Kurz im Bund mit uns die neue 
Linie vertritt, reißt Wilfried Haslau-
ers Verkehrsschikane und Bürger-
bevormundung nicht ab. Salzburgs 
ÖVP imitiert bereits die Grünen!“

Mehr Sicherheit für Salzburg
Der erste FPÖ-Slogan „Schütz’ 

unser Lånd“ beziehe sich nicht 
nur auf die Kriminalität, betonte 
Svazek. Es gehe auch um den Er-
halt von Arbeitsplätzen. Mit „Nutz’ 
Herz und Vastånd“ spiele man auf 

Mit einer Plakatwelle und 
drei Slogans, entlehnt aus 

traditionellen Salzburger Lan-
desliedern, starten die Freiheitli-
chen in den Salzburger Frühling.

die soziale Ungerechtigkeit an, 
etwa die Nicht-Reform der Min-
destsicherung: „Wir wollen soziale 
Gerechtigkeit sicherstellen. Es soll 
dort geholfen werden, wo auch Be-
darf herrscht. Das ist zunächst bei 
den Salzburgern.“

„Schätz dei Dahoam“ verweise 
auf die zahlreichen Umweltbaustel-
len im Land, erklärte Svazek: „Wir 
mussten zusehen, wie Grün und 
Schwarz ihre Agenden am Tisch 
großer Konzerne verjubelt haben. 
Es wird Zeit, dass sich in Salzburg 
etwas tut. Mit uns Freiheitlichen 
haben die Menschen endlich wie-
der eine Chance darauf!“
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Ein altes afrikanisches Sprich-
wort besagt, dass ein gesproche-
nes Wort wie ein freigelassener 
Vogel ist, den man nie wieder 
einfangen kann. So erscheint es 
daher fast rabenmütterlich, wie 
manch Gazettenlyriker erst mit 
dem geschrieben Wort umgeht.

Letzte Woche wurde nämlich 
in der Redaktion der „Salzbur-
ger Nachrichten“ eine knusprige 
Ente gebraten, die sensationeller 
kaum schmecken könnte: Dort 
hieß es, ich würde die Aktivitäten 
einer seit Jahren verbotenen poli-
tischen Gruppierung verteidigen.

Klingt interessant und in Hin-
blick auf die Landtagswahl im 
April sogar fast spektakulär. Ein-
ziges Problem: Die Darstellung 
war frei erfunden und entsprach 
in keiner Weise der Realität. Klar, 
denn was kümmern dem geifern-
den Glaskugeljournalismus aufla-
genbegrenzende Fakten, die eine 
Geschichte ruinieren könnten?

Und so setzten wir uns zur 
Wehr. Haben klargestellt, dass 
sie es nun mit einer FPÖ zu tun 
haben, die sich gegen derartige 
Anwürfe zu wehren weiß.

Ja, und auch wenn wir zunächst 
auf Widerstand gestoßen waren 
und es Energie gekostet hat, die 
Richtigstellung folgte schon am 
nächsten Tag.

Wir wissen, im Rennen um 
„Austrias Next Liederbuch“ wird 
in den kommenden Wochen noch 
so mancher Abenteuerjournalist 
die ein oder andere Falterblüte 
aus dem Ärmel schütteln, rück-
sichtslos und konsequent der 
nächste Bock durchs Dorf getrie-
ben.

Und auch wenn man versucht, 
den Vogel wieder einzufangen, 
der Widerruf interessiert letztend-
lich niemanden mehr.

Tiere und Menschen

Marene Svazek
FPÖ-Landesparteiobfrau Salzburg
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SALZBURG

Gemeinsam mit den freiheitli-
chen Nationalräten berieten die 
steirischen FPÖ-Landtagsabgeord-
neten auf ihrer Klausur im Muse-
ums-Center in Leoben die wich-
tigsten inhaltlichen Ziele für die 
nächsten Monaten.

Insgesamt 25 neue Initiativen 
wurden aus dem türkis-bauen Re-
gierungsprogramms „Zusammen. 
Für unser Österreich“ für die Stei-
ermark adaptiert. „Noch-SPÖ-
Chef Schickhofer, der die neue 
Bundesregierung in unseriöser Art 
und Weise attackiert, soll als Lan-

deshauptmannstellvertreter zuerst 
vor der eigenen Haustür kehren“, 
bemerkte Landtagsklubobmann 
Stefan Hermann  zu dessen Kritik 
am Budgetkurs der neuen Bundes-
regierung.

„Den Kasernenstandort Aigen 
hat Verteidigungsminister Mario 
Kunasek gesichert. Eines ist jeden-
falls klar: Auch die Steiermark ver-
dient sich eine bessere Politik, die 
nur mit einer starken FPÖ möglich 
ist. Die derzeitige Landesregierung 
hat ihr Ablaufdatum längst über-
schritten“, betonte Herrmann.

Bessere Politik fürs Land
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STEIERMARK

Landesobmann Kunasek und 
Klubchef Herrmann auf Klausur.

Bildtext

LÄNDER-
SACHE
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berichtet „Öster-
reich“. Während 
Asylwerber zehn 
Nachhilfestun-
den um 30 Euro 
b e k o m m e n , 
müssen österrei-
chische Schüler 

100 Euro zahlen. 
Und das, obwohl der Verein vom 
Land 204.796 Euro und von der 
Stadt Linz 16.000 Euro an Förder-
gelder erhalten hat.

Dass die SPÖ einen Untersu-
chungsausschuss zur 
„Causa BVT“ im Allein-
gang beantragen will, 
stößt selbst dem „Stan-
dard“ sauer auf. Denn 
damit kann die SPÖ „die 
Dramaturgie“ im U-Aus-
schuss bestimmen. Die 
Zeitung erinnert an den Eu-
rofighter-U-Ausschuss des 
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Die rot-weiß-roteMär
„Österreichische Lösungen“wie derVerkauf vonNiki an Lauda si

ndMarketingschmähs

mus in der Wirtschaftspolitik. Viel zu

lange hielt die Republik an der Eigen-

ständigkeit der Airline fest. So konnte

die damalige Staatsholding ÖIAG die

AUA letztlich nur dank einer fetten

Mitgift an die Lufthansa loswerden.

Doch zurück zu Hofer: Ryanair als

Mehrheitseigentümer der früheren

Niki kann für den Standort sogar die

weit bessere Wahl sein als Laudamo-

tion. Ausreichend Kapital zumÜberle-

ben, hohe Investitionen und niedrige

Preise sind für Konsumenten und so-

mit für das Drehkreuz ein Gewinn. In-

wieweit Mitarbeiter profitieren oder

die notorisch schlechtenArbeitsbedin-

gungen der Iren zu spüren bekommen,

bleibt freilich abzuwarten.
DemStandort könnte Laudamit dem

Verkauf somit einen Gefallen getan ha-

ben. Sich selbst sowieso. Der ehemali-

ge Rennfahrer hat schon öfter bewie-

sen, dass er bei seinen Aktivitäten

nichts zu verschenken hat. AUA und

Air Berlin, die Lauda Air bzw. Niki er-

warben, hatten wenig Freude mit den

Zukäufen. Mit seinem dritten Schnitt

in der Luftfahrt zeigt Lauda auch, mit

welchen Finten in der Wirtschaft ge-

kämpft wird. Der Schmäh mit der Ös-

terreich-Lösung wird künftig hoffent-

lich nicht mehr so leicht ziehen.

Wenn es noch eines Beweises
bedurft hätte (wäre eigentlich
nicht notwendig gewesen),

dann läge er nun vor:Mit demVerkauf

von Laudamotion an Ryanair wird

neuerlich deutlich, wie überflüssig

das Gerede von „österreichischen Lö-

sungen“ ist. Der Erhalt einer nationa-

len Airline war nach der Niki-Pleite

ein gewichtiges Argument der Politik.

Die hatte zwar beim Zuschlag an Lau-

damotion direkt nichts mitzureden,

weil der Gläubigerausschuss über die

Transaktion befand, doch für die Ver-

marktung war der rot-weiß-rote An-

strich doch förderlich.
Verkehrsminister Norbert Hofer

(FPÖ) konnte ein wenig auf der Lau-

da-Welle mitsurfen: „Niki bleibt eine

österreichische Fluglinie“, frohlockte

er, als Laudamotion bei der Air-Ber-

lin-Tochter das Rennen machte. Sei-

nen Beitrag leistete er prompt mit der

raschen Genehmigung von Flug- und

Landerechten. Mit seinem ehemali-

gen Arbeitgeber verbindet ihn offen-

bar immer noch einiges, auch wenn

Lauda im Wahlkampf Sebastian Kurz

unterstützte. Dass Niki nun irisch

wird, ficht den Verkehrsminister

nicht an. „Es bleibt eine österreichi-

sche Lösung.“ Wobei Hofer schlecht

formuliert einen richtigen Punkt an-

spricht: Zentral sind für den Standort

Entscheidungen, die für eine Volks-

wirtschaft nachhaltig vorteilhaft sind.

Das wäre beispielsweise der Fall,

wenn bei Unternehmenstransaktio-

nen Forschungsaktivitäten oder das

Headquarter im Land bleiben oder

ausgebaut werden.

Der Aspekt der Langfristigkeit er-
scheint deshalb von Relevanz,
weil Politik ein kurzlebiges Ge-

schäft ist. Wie schon so oft wurde eine

Veräußerung von staatsnahen Betrie-

ben der Öffentlichkeit und Belegschaft

mit befristeten Standortgarantien

schmackhaft gemacht? Semperit Rei-

fen gilt als besonders trauriges Beispiel

einer scheibchenweisen Demontage

eines Betriebs nach Fristablauf. Beson-

ders absurd werden „österreichische

Lösungen“, wenn es um völlig stand-

ortirrelevante Bereiche geht. So verfol-

gen seit Monaten Interessierte im Bu-

wog-Prozess, wie sich eine Bietergrup-

pe das rot-weiß-rote Mascherl ge-

schickt umhängte, um sich im korrup-

tionsumwitterten Bieterprozess einen

Marketingvorteil zu verschaffen.
DerRivaleAUAist übrigensdasbes-

te Beispiel für überflüssigen Patriotis-

Andreas Schnauder
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Eine Wahl gewin-
nen, indem man
die Opposition bei

der Annahme von Beste-
chungsgeldern oder mit
Prostituierten filmt und
die InhaltedannimInter-
net veröffentlicht: Das
sind für den CEO des
britischen Datenanalyse-
unternehmens Cam-
bridge Analytica, Ale-
xander Nix, nur Beispie-
le dafür, was von seinem
Unternehmen „getan
werden kann und schon
getan wurde“, wie er Un-
dercover-Reportern des
britischen Fernsehsen-
ders Channel 4 unge-
zwungen in einer Hotel-
bar erzählte.

Der 42-Jährige stu-
dierte Kunstgeschichte
an der Manchester Uni-
versity. Seine Karriere
startete er als Finanzana-
lyst bei einem Unternehmen in Mexi-

ko, 2003 wechselte er zur britisch-US-

amerikanischen SCL Group, der Mut-

ter von Cambridge Analytica, die Ver-

haltensforschung betreibt. 2007 über-

nahm er die Abteilung fürWahlen, wo

er später maßgeblich für die Expan-

sion des Unternehmens in die Ver-

einigten Staaten verantwortlich war.

Über den Investor Robert Mercer

lernte er Donald Trumps damaligen

Wahlkampfmanager Steve Bannon

kennen. Daraus entwickelte sich eine

längerfristige Partnerschaft: Dem

UnternehmenwirdweitreichendeHil-

fe fürTrumpsWahlsieg zugesprochen.

PotenzielleWähler sollenmithilfe von

Zielgruppenanalysen ef-
fektiv angesprochen
worden sein. Wie viel
Einfluss Cambridge
Analytica allerdings tat-
sächlich hatte, ist nicht
nachzuweisen.

Jedenfalls prahlte Nix
mit der angeblichen
eigenen Leistung und er-
langte so Bekanntheit.
Der CEO gibt in dem ak-
tuellenVideoderUnder-
cover-Journalisten stolz
an, mehr als 200Wahlen
über alleKontinente ver-
teilt beeinflusst zu ha-
ben. Indien, Tschechien
und Nigeria sind nur ei-
nige Länder,wo für Kun-
den im Geheimen und
zum Teil über Tarn-
firmen erfolgreich ope-
riert worden sei.

Doch solche Kampag-
nen sollen nicht nur aus
ethischer, sondern auch

aus juristischer Sicht teils fragwürdig

gewesen sein, wie aktuelle Kontrover-

sen zeigen. So wurden etwa die Daten

von 50 Millionen Facebook-Nutzern

unerlaubterweise an dasUnternehmen

weitergegeben und verwendet.
Über das Geheimnis von Cambridge

AnalyticasWahlkampfstrategien sagte

ein Kollege von Nix dem Undercover-

Reporter auch: „Es bringt nichts, eine

Wahlkampagne anhand von Fakten zu

gewinnen: Denn in Wahrheit dreht

sich alles rund um Emotionen.“ Diese

Emotionen könnten Nix nun den Job

kosten: Am Dienstagabend wurde der

CEO vom Aufsichtsrat suspendiert.
MuzayenAl-Youssef

Der angebliche
Königsmacher in
schwarzemAnzug

Cambridge Analytica
suspendierte am Dienstag
Alexander Nix als CEO.

Foto: Reuters
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Der große Sprung zurück
ChristophPrantner

Links die Große Halle des Volkes, rechts das National-

museum und geradeaus das Tor des Himmlischen

Friedens. Dort prangt Mao Tse-tungs monumentales

Bildnis, dort hat er vor bald 70 Jahren die Volksrepublik

China ausgerufen. Die Szenerie am Tian’anmen-Platz wird

sich auch nach dem Ende des Volkskongresses nicht än-

dern. Dabei bleibt nach dieser Parlamentssitzung in Peking

politisch kein Stein mehr auf dem anderen. China hat die-

ser Tage die größte Zäsur gesehen seit dem Tod Maos und

Deng Xiaopings Öffnungspolitik. Statt des Genossen Mao

könnte ab nun genauso gut Staatspräsident Xi Jinping süf-

fisant vom Eingang zur Verbotenen Stadt lächeln.

„Onkel Xi“ hat seine auf zwei Fünfjahresperioden festge-

legte Amtszeitbeschränkung aufheben lassen. Seine theo-

retischen Grundsatzschriften wurden in den Verfassungs-

rang erhoben, seine Verbündeten in Schlüsselpositionen

gehievt und sein Herrschaftsinstrument, die Korruptions-

bekämpfung, noch einmal gestärkt. Ab jetzt steht die Behör-

de, die gegen „Tiger und Fliegen“, also hohe und niedere

Funktionäre inderKP, vorgehtund indenvergangenen fünf

Jahren 1,34 Millionen Parteigänger verfolgt hat, über dem

Obersten Gerichtshof. Xi kann also ungehindert regieren –

in einer Machtfülle, die jener Maos gleichkommt.

Damit will er den Übergang der Volksrepublik vom

Schwellenland zur Supermacht ohne Effizienzverluste

vorantreiben. So wie er nun in Richtung Hongkong und

Taiwan die Einheit des Landes eingemahnt hat, so signali-

siert sein Plan dem Ausland, dass es mit China rechnen

muss. Experten stellen bereits fest, dass die Volksrepublik

enorme Fortschritte im Bereich der Forschung und Ent-

wicklung macht, militärisch weltweit agieren will, in den

globalen Finanzinstitutionen an Gewicht gewinnt, durch

Firmenübernahmen schleichend Einfluss etwa in Europa

erringt. Bis 2030 – so lange soll der 64-jährige Xi für sich

selbst planen – soll dieser Weg befestigt sein. Ab 2050 will

China als Supermacht global Schrittmacher sein.

Für diesen Plan wird das Volk gnadenlos unterdrückt,

unter anderemmit demneuenSozialkreditsystem, das

Wohlverhalten im Sinne der Partei, also Xis, belohnt.

Wer dagegen unangenehm auffällt, darf wegen mangelnder

Sozialkreditpunkte etwa keine Züge benutzen. Viele Chine-

sen stört das keineswegs. Sie wollen ökonomisch voran-

kommen und können ohne Demokratie leben. Dennoch ist

ihre Überwachung heute so stark wie kaum je zuvor. Aus

Angst vor Unruhen lässt Xi den Chinesen bis in die Kapil-

larendervon ihnensogeliebtenMikroblogsnachstellen.Das

führt zu allerlei Absurditäten: In den letzten 14 Tagen wur-

den etwa Bilder von Winnie-the-Pooh, der sich am Honig-

topf festhält, blockiert, weil es heißt, dieser ähnle Xi.

Noch einmalMao: „Das chinesische Volk ist wie einwei-

ßes Blatt Papier, auf das sich die schönsten Zeichen malen

lassen.“ Sein Erbe ist der Massenmord der Kulturrevolu-

tion. Auch Xis Familie hat in dieser Zeit gelitten. Und den-

noch macht er nun den großen Sprung zurück.

Riskantes rotes Solo
NinaWeißensteiner

Die gute Nachricht zum Tag: Wegen des blauen Trei-

bens gegen das Bundesamt für Verfassungsschutz

richtet Rot einen U-Ausschuss im Parlament ein.

Nun zum schlechten Teil der Frohbotschaft: Die SPÖ,

bis vor kurzem Kanzlerpartei und oft alles andere als ge-

schickt bei der Aufklärung im Hohen Haus, will die Unter-

suchung im Alleingang betreiben und nutzt dafür ihre ver-

bliebene Stärke imNationalrat. Weil die Sozialdemokraten

mehr als ein Viertel der Abgeordneten stellen, können und

wollen sie die Dramaturgie im U-Ausschuss bestimmen –

von A wie Aktenforderung bis Z wie Zeugenladung – und

verzichten damit dankend auf ein Mitspracherecht der

Neos und der Liste Pilz.
Doch bei allem Verständnis dafür, dass die SPÖ diesmal

nicht demU-Ausschuss-Veteranen Peter Pilz, der nach sei-

ner Auszeit wegen Vorwürfen der sexuellen Belästigung in

das Gremium drängt, die Rolle des Chefaufdeckers über-

lassen will: Durch das Pochen auf seine Rechte als starke

Minderheit verzichtet Rot auf das Know-how der anderen

Oppositionsparteien –und läuft damitGefahr, bald vonden

Koalitionären aufgerieben zu werden.

Denn wer den U-Ausschuss einrichtet, der muss liefern.

Doch im Eurofighter-Gremium im Vorjahr, das zuerst vom

damaligen roten Heeresminister Hans Peter Doskozil mit

Pilz, dann auch vonder FPÖ forciertwurde, brachte die SPÖ

das Kunststück zusammen, dass vor allem Doskozils Vor-

gänger Norbert Darabos mit seinem Abfangjägerdeal in die

Kritik geriet. Der Beschaffungsvorgang unter Schwarz-Blau

– wegen der Betrugsanzeige unter Doskozil wieder verdäch-

tig geworden – konnte wegen der vorhersehbaren Cooling-

off-PhasevorNeuwahlenkaumnochdurchleuchtetwerden.

Auch bemerkenswert: Von den roten U-Ausschuss-

Mitgliedern damals wirkte nur Daniela Holzinger wirklich

engagiert – doch die hat mittlerweile bei Pilz angeheuert.

U-AUSSCHUSS ZUR BVT-AFFÄRE

CHINA

*
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Brüssel. Die EU-Kommission will 

jeder Gemeinde in der EU 15.000 

Euro zur Einrichtung von WiFi-Hot-

spots an öffentlichen Plätzen zah-

len. EU-Digitalkommissarin Mariya 

Gabriel erklärte, die Initiative soll 

Tausenden Europäern freien Zu-

gang zum Internet in ihren Dörfern 

geben. Die Bewerbungsfrist läuft 

ab heute unter: www.WiFi4EU.eu.

OÖ. Im ersten Quartal haben heuer 

in Oberösterreich die Privatkonkur-

se deutlich zugelegt. Im Vergleich 

zum Vorjahr meldeten doppelt so 

viele Selbstständige Konkurs an. Ih-

nen kommt eine neue Regelung ent-

gegen. Das zeigt die am Dienstag 

veröffentlichte Insolvenzstatistik 

des Kreditschutzverbandes (KSV) 

von 1870 für das erste Quartal.

15.000 Euro von EU für 

Ausbau von WiFi-Hotspots

Selbstständige: Doppelt 

so viele sind in Konkurs

Aus den 
Bezirken

NEWS IN KüRZE

OO    HEUTE
16  

Auch die Stadt Linz förderte 

den „Diskriminierungsver-

ein“ mit 16.000 Euro.

Linz. Ein klarer Fall von 

„Inländerdiskriminie-

rung“ ist für FPÖ-Bundes-

rat Michael Raml der un-

gleiche Umgang mit Prei-

sen für Nachhilfestunden 

des Vereins „Arcobaleno“. 

Wie ÖSTERREICH berich-

tete, bekommen Asylwer-

ber zehn Nachhilfestun-

den um 30 Euro. Alle ande-

ren Teilnehmer müssen 

für die gleiche Leistung 

100 Euro hinblättern. „Der 

Zugang zu Deutschkursen 

ist ein zentraler Schlüssel 

für die Integration. Es darf 

aber zu keiner Diskrimi-

CO-Konzentration im Raum zu hoch

Shisha-Pfeife geraucht: 

Mädchen (16) kollabierte
Die Feuerwehr lüftete den 

Raum, das Mädchen wurde 

ins Krankenhaus gebracht.

Wels. Eine 16-jährige 

Schülerin erlitt am Mon-

tag in einer Shisha-Bar in 

Wels einen Kreislaufkol-

laps. Kurz vor 17 Uhr brach 

das Mädchen dann vor den 

Augen des Lokalbetreibers 

zusammen, nachdem sie 

eine Wasserpfeife rauch-

te. Der Mann leistete geis-

tesgegenwärtig sofort Ers-

te Hilfe und alarmierte die 

Rettungskräfte.

Die 16-Jährige musste 

von einem Rot-Kreuz-Wa-

gen ins Klinikum Wels-

Grieskirchen gebracht 

werden, wo sie wegen Ver-

dachts auf eine CO-Vergif-

tung stationär aufgenom-

men wurde. 
Die gerufene Feuerwehr 

konnte einen CO-Wert von 

45 ppm messen. Wer vier 

bis fünf Stunden bei die-

sem Wert verharrt, kann 

gesundheitliche Probleme 

bekommen, heißt es. Die 

Bar wurde durchgelüftet. 

„Zum Zeitpunkt des Vor-

falls waren noch zwölf an-

dere Gäste anwesend, die 

alle beschwerdefrei blie-

ben.
Die junge Frau dürfte 

auch nichts gegessen ha-

ben“, sagt Polizeisprecher 

Fritz Stadlmayr.

Für FPÖ »Inländerdiskriminierung«

Rettung und Feuerwehr kamen.
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Auch Wolfgang Hattmannsdorfer 

verlangt Aufklärung des Falls.

Der Lernverein 

ist in die Kritik 

geraten.

Weiter Wirbel 
um Förderung 
für Lernverein

Wels. Eine gewöhnliche 

Geschäftsanbahnung über 

ein persönliches Gespräch 

macht einen Welser Unter-

nehmer und seinen Mitar-

beiter fassungslos: Edin B. 

schickte einem Interessen-

ten ein Angebot über 

Dämmstoffe. Der erhoffte 

Auftrag blieb aus, stattdes-

sen bekam der Mitarbeiter 

eine Mail mit dem Inhalt: 

„Sehr geehrter Herr/Frau 

Edin! Ich arbeite nicht mit 

Türken zusammen. Schade 

um den sehr guten Termin, 

den ich mit der Verkaufsbe-

raterin auf der Welser Mes-

se gehabt habe.“ Nun zeigt 

der Verfasser Reue.

»Arbeite nicht 
mit Türken 
zusammen«

Dieses Mail sorgte für Wirbel: 

„Nicht mit Türken zusammen.“

nierung der Österreicher 

kommen“, sagt auch ÖVP-

Landesgeschäftsführer 

Wolfgang Hattmannsdor-

fer, für den die Tarifgestal-

tung des Vereins „Arcoba-

leno“ ebenfalls aufgeklärt 

werden muss.

Vom Verein gab es eine 

schriftliche Stellungnah-

me: Die Preisstaffelung 

hat, so heißt es, ausschließ-

lich soziale Gründe, so 

könne garantiert werden, 

dass Kinder aus sozial 

schwachen Familien über-

haupt Nachhilfe in An-

spruch nehmen können.

Obmann Sabri Opak war 

für ÖSTERREICH zu einem 

Gespräch nicht erreichbar. 

Für Raml sind die unter-

schiedlichen Preise den-

noch ein Widerspruch: 

„Immerhin hat der Verein 

vor zwei Jahren noch 

204.796 Euro an Landesför-

derung erhalten.“ Von der 

Stadt Linz flossen 2016 zu-

sätzlich exakt 16.000 Euro. 

Die Förderungen und auch 

die Ausgaben des Vereins 

sollen nun geprüft wer-

den, auch der grüne Lan-

desrat Rudi Anschober ver-

langt eine Aufklärung und 

möchte wissen, wie es zu 

einer Ungleichbehand-

lung kommen kann.
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Medien

GEZWITSCHER

Vorjahres, in dem brach-
te die SPÖ das Kunst-
stück zusammenbrachte, 

dass vor allem ihr 
Ex-Minister Nor-
bert Darabos mit 
seinem Abfangjä-
gerdeal in die Kri-
tik geriet.

Über einen klaren Fall 
von „Inländerdiskriminie-
rung“, den FPÖ-Bundesrat 
Michael Raml aufdeckte, 

FPÖ IN DEN MEDIEN

Der ORF, wie auch Tageszei-
tungen, verkaufen Wien als 

„Lebenswerteste Stadt der Welt“ 
– entsprechend der Managerbe-
fragung der „Mercer-Studie“.

Unser Karikaturist hat es in 
der Vorwoche schon vorausgese-
hen. Diesen Dienstag sprang den 
Medienkonsumenten die Lieb-
lingsschlagzeile von SPÖ-Bür-
germeister Michael Häupl aus 
allen Zeitungen und auch dem On-
lineportal des ORF entgegen.

Potemkinscher Titel
Bereits zum neunten Mal sei 

Wien der Titel „Lebenswerteste 
Stadt der Welt“ zuerkannt worden – 
von eben jener speziellen „Mercer 
Studie“. Pech nur, das diese Studie 
nicht die Einwohner oder Touristen 

nach der Lebensqualität Wiens be-
fragt, sondern Manager und Diplo-
maten. Die verbringen nur wenige 
Stunden oder ein paar Kongress- 
tage in der Stadt, aber fahren sicher 
nie Abends mit der U-Bahn, oder 
müssen nie einen halben Tag in ei-
ner Spitalsambulanz sitzen.

 Nichtsdestotrotz springen die 
Medien auf den Inszenierung des 

Wien: Messerattentatsserie mit 
„Mercer-Studie“ ausgekontert!
Rathauspropaganda vom Feinsten – nur nicht die Wahrheit

Rathauses auf und plustern die 
Bundeshauptstadt zur Potenkins-
chen „Wohlfühl-Hauptstadt“ und 
den SPÖ-Bürgermeister zu deren 
begnadeten Schöpfer auf.

Und schon sind die täglichen 
Messerstechereien, der von der 
Wiener SPÖ großzügig mit der 
Mindestsicherung gehätschelten 
Zuwanderer, vergessen.

Fo
to

: N
FZ

Vielleicht sollten die „Mercer“- 
Tester auch einmal U-Bahn fahren. 
Besondere Empfehlung die U6.

GEFÄLLT MIR

Was sich in einigen U-Bahn 
Bereichen in Wien abspielt, ist ver-
heerend und gefährlich... DANKE 
an alle Exekutivbeamten für ihren 
schwierigen Kampf gegen die 
Drogenkriminalität! 

HC Strache
20.03.2018

1.482 Personen gefällt das.

So sah es unser Karikaturist in der Vorwoche.

In Österreich haben wir einen 
Oppositionsführer, der die Mes-
serattacke einer seiner Gäste 
ignoriert, statt dessen Frauen-
volksbegehren kameragerecht 
unterschreibt...

Alles gesunde Misstrauen gegen 
#Kickl. Aber Attacken von @
KernChri und @Schieder im NR 
nicht sehr überzeugend. 

Christa M
@no_fakeaccount

Peter Rabl
@RablPeter

09.03.18 05:03

19.03.18 06:12

Klare Prioritätensetzung der SPÖ 
wie schon in der alten Koalition: 
Zuerst und einzig die Parteiinteres-
sen. Was gehen uns die Bürger an?

Wundert‘s, wenn der Ex-Kanzler 
und sein Ex-Klubchef nicht einmal 
wissen (wollen), wie die Gewalten-
teilung in Österreich funktioniert. 

WHATSAPP
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Mit Ihrer Bestellung erklären Sie sich einverstanden, künftig über Aktivitäten und Neuerscheinungen der FPÖ und des 
FPÖ-Bildungsinstitutes informiert zu werden.

GRATIS zu beziehen über das FPÖ-Bildungsinstitut:  
Telefonisch unter 01/512 35 35-36 oder per Mail: bildungsinstitut@fpoe.at  

Die noch von der rot-schwarzen Bundesregierung beschlossene Steuerreform 
brachte weniger als erhofft. Auch wenn das neue Regierungsprogramm 
nun vorsieht, die österreichischen Steuerzahler in den kommenden Jahren 
steuerlich zu entlasten, gelten diese Steuerbestimmungen noch für das 
Steuerjahr 2017.

Der vorliegende, vom ehemaligen Finanzsprecher der FPÖ im Parlamentsklub 
und nunmehrigen FPÖ-Staatssekretär im Bundesministerium für Finanzen 
der Republik Österreich - Staatssekretär MMag. DDr. Hubert Fuchs - 
federführend erstellte Leitfaden soll den Gang durch das Steuerdickicht 
erleichtern.

Steuern und Sozialversicherung 2017
Ein Wegweiser

Schnell hin, nur noch bis 23. März „Eskalation“
Im Kosmos-Theater gibt’s Bahn-zu-Brechendes – eine Theaterkabarettperformance

Die Kritik „durchgedreht, abgefahren und verrückt“ trifft leider zu.
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Ich bin in der Pause – ja, wirk-
lich. In der Pause. Gegangen bin 
ich. Der Parkschein war bald ab-
gelaufen. Nein. Nicht deswegen. 
Hätte sogar bis viertel zehn noch 
gegolten. Pause um neun.

Also in der Pressemappe ist ge-
standen, ich hab sie vorher gele-
sen. Da ist drin gestanden, die zwei 
Damen, erstens heißen sie Ulrike 
Haidacher und Antonia Stabinger. 
Und sie haben, steht da auch, zwei-
tens Germanistik studiert. Hätt’ ich 
nie. Ich weiß, dadurch bin ich oam. 
Arm. Oam. 

Aber die zwei haben. Studiert, 
also eben Germanistik. Alle zwei. 
Und der Regisseur und Koautor – 
das hat nichts, nein, das hat nichts 
mit Koitus zu tun. Koautor. Der hat 
auch Germanistik studiert.

Rechtzeitig beim Auto
Ja, Kosmos-Theater. Geil. Zuerst 

die Amis. Der Gulda hat da, haben 
Sie nicht gewusst? der Gulda hat da 
gespielt. Dann ist es ein Kino ge-
worden. Und dann ein Theater. 

In der Pressemappe steht, dass die 
beiden Bahnbrechendes machen. 
Also die eine, ich kann nicht sagen, 
wer, die eine eben, hat einen ge-
habt. Die andere hat keinen gehabt. 
Was? Na, einen Busen. Oam. Ist ja 
egal. Ich hab es halt so gesehen. Ja, 
ich geb zu, fad. So was überhaupt 
bemerken. Stabile Eskalation. So 
heißt der Abend. Im Untertitel. Und 
im Obertitel Flüsterzweieck.

Originell. Eskalation heißt Stei-
gerung. Ich hab nachgeschaut. Weil 
ich ja nicht Germanistik studiert 
hab, hab ich nachschauen müssen. 
Und obwohl ich nicht Germanistik 
studiert habe, werd ich auch einen 
Sketch schreiben. Das hab ich mir 
schon während der Eskalation vor-
genommen. Einen geilen. So einen 
wie die zwei und der Koautor. Gar 
nicht fad. Wie bei einer Hochzeit, 
nicht fad. Oder wie beim Begräb-
nis. Auch geil.

Sesseldreifuß
Dann haben sie, nein, eine von 

den zweien, einen Sessel hinge-

stellt. Und zwar so, dass ein Ses-
selbein in der Luft hing. Und da 
sollte sich eine draufsetzen. Aber 
die hat das gegneißt. Sagen die in 
Graz auch gegneißt? Denn die bei-
den sind keine Wienerinnen. Gra-
zerinnen. Also hat sie sich nicht 
draufgesetzt. Wäre ja umgefallen. 
Hinuntergefallen wäre sie.

In der Pressemappe steht auch, 
dass die Wiener Zeitung „durch-
gedreht, abgefahren und verrückt“ 

geschrieben hat. Über den Abend. 
Und die Kleine Zeitung hat ge-
schrieben „irritierend, verblüffend 
und gegen alle konventionellen Er-
wartungen“.

Um halb zehn zu Hause. Da ha-
ben die noch gespielt. Vor der Pause 
haben sie gesagt: Ja, die eine wird 
sich auf den, jaja, auf den Sessel mit 
dem einen Bein in der Luft, drauf-
setzen. Aber erst nach der Pause. 
Das hab ich nicht mehr erlebt.     hw.



16 Neue Freie ZeitungBlitzlicht

Bundesregierung

Tage

111
Samstag, 7. April 2018

Salzburg Congress
Auerspergstraße 6 
Mozart Saal
ab 10.00 Uhr   
Festredner: Vizekanzler
Heinz-Christian Strache

Herbert Kickl
Bundesminister

für Inneres

Mario Kunasek
Bundesminister für 
Landesverteidigung

Dr. Karin Kneissl
Bundesministerin für Europa,

Integration und Äußeres

Heinz-Christian Strache
Vizekanzler, Bundesminister 

für öffentlichen Dienst und Sport

Mag. Beate Hartinger-Klein
Bundesministerin für Arbeit, 

Soziales, Gesundheit und 
Konsumentenschutz

Ing. Norbert Hofer
Bundesminister für Verkehr, 
Innovation und Technologie

MMag. DDr. Hubert Fuchs
Staatssekretär im 

Bundesministeriumfür Finanzen

Um Anmeldung wird gebeten unter: 
monika.holzer@fpoe.at oder Tel.: 01 5123535-25
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